
Nachschlagewerk: ja
Amtliche Sammlung: nein

ZPO § 2"!2 a

Eine wirksame Zustellung liegt nicht vor, wenn der 
Prozeßbevollmächtigte, der das Mandat niedergelegt 
hat und dem das zuzustellende Schriftstück übersandt 
worden ist, dem Gericht gegenüber zum Ausdruck bringt, 
daß er die Zustellung nicht entgegennehmen wolle*.
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In Sachen

des Maschineningenieurs Johann S c h
Uber

Beklagten und Beschwerdeführers 
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br« in

gegen

geb,;-ciu Anneliese Waltraut S c h '
BlflHBfr über

Klägerin und Beschwerdegegnerin
- Prozeßbevollmächtigte Rechtsanw ä l t e _ ^ W E  und 

II. Instanz:

hat der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs unter 
Mitwirkung des Senatspräsidenten Ascher und der Bundes­
richter Johanns en, Wüstenberg » Wilden und Br. Loewenheim

in der Sitzung vom 25. Juni 1964 
beschlossen:

Ber Beschluß des 4. Zivilsenats des Oberlandes­
gerichts Köln vom 4. Februar 1964 wird aufgehobene.

g r ü n de :
Ber Beklagte hat gegen das in dieser Sache er­

gangene Urteil des Landgerichts am 2» Januar 1964 Berufung 
eingelegt. Br hat den Rechtsstandpunkt vertreten, die
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Berufung sei rechtzeitig,, Für den Fall, daß das Berufungs­
gericht sieh seiner Meinung nicht anschließen sollte, hat 
er um die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen 
die Versäumung der Berufungsfrist nachgesuchtDas Beru­
fungsgericht ist in dem angefochtenen Beschluß zu Unrecht 
davon ausgegangen, daß der Beklagte die Berufungsfrist 
versäumt habe. Der Prozoßbevollmächtigte des Beklagten 
hatte vor Erlaß des angefochtenen Urteils des Landgerichts 
dem Landgericht mitgetoilt, daß er das Mandat niedcrlege0 
Das Landgericht war nach §§ 8*7, 176 ZPO weiterhin ver­
pflichtet, die von Amts wegen an den Beklagten zu bewirken­
den Zustellungen an den Prozeßbevollmäehtigten des Beklagten 
zu richten» § 87.. ZPO bezieht sich nach seinem Wortlaut 
zwar nur auf Prozeßhandlungen, die von dem Gegner der Partei 
zu bewirken sind» Br ist aber jauch entsprechend anzuwenden, 
soweit das Gericht von Amts wegen Zustellungen an eine 
Partei vorzunehmen hat» Das Urteil des Landgerichts ist 
aber entgegen der Ansicht des Berufungsgerichts dem Be­
klagten -nicht schon am 11„ November 1965 zugestellt worden»
Das Landgericht wollte das Urteil nach § 212 a ZPO in ver­
einfachter Form zustellen« Es hat daher eine Ausfertigung 
des Urteils mit einem vorbereiteten Empfengshekenntnis 
dem Prozeßbevollmäehtigten des Beklagten übersandt» Zu 
einer wirksamen Zustellung nach § 212 a ZPO gehört der 
Wille des empfangenden Anwalts, das erkanntermaßen in seinen 
Gewahrsam gelangte Schriftstück als zugestellt anzusehen 
(LM ZPO § 25.5 Nr» 57i EGHZ 14, 542, 545; 50, 555), und 
die Ausstellung eines mit Datum und Unterschrift ver­
sehenen schriftlichen Empfangsbekenntnisses des Anwalts, 
an den die Zustellung erfolgen sollte ( B G H Z ‘?’99.;uad. • 5§,5j)« 
Das Ejnpfongsbekenntnis ist die beurkundete Erklärung des 
Anwalts, daß er das ihm zum Zwecke der Zustellung über­
mittelte Schriftstück als zugestellt in Empfang genommen habe.
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Der Prozeßbevollmächtigte des Beklagten hat nicht den 
Willen gehabt, die ihm übersandte ürteilsausfertigung 
als augestellt in Empfang zu nehmen, und er hat auch 
keine dahingehende Erklärung abgegeben« Nachdem ihm 
die Urteilsausfertigung zugegangen war, hat er mit 
Schriftsatz vom 21» November 1963 dem Landgericht mit­
geteilt, daß‘.er nicht in der Lage sei, das Urteil als 
zugestellt anzusehen» Er habe keine Verbindung mit dem 
Beklagten und müsse befürchten, daß dem Beklagten durch 
die Entgegennahme der Zustellung Nachteile entstehen 
würden» Daraus ging eindeutig hervor, daß der Prozeß- 
bevollmächtigte die Urteilsausfertigung nicht als zuge­
stellt annehmen wollte» Er hat allerdings die Urteilsaus­
fertigung behalten und diese im Dezember 1963 dem Be­
klagten ausgehändigt» Mit Schriftsatz vom 25» Dezember 1963 
hat er dem Landgericht mitgeteilt, er überreiche in der 
Anlage die Zustellungsurkunde« Er habe das Urteil dem Be­
klagten am 23« Dezember 1963 persönlich übergeben» Diesem 
Schriftsatz; hatte er das Empfangsbekenntnis beigefügt»
Auf dem Empfangsbekenntnis v/ar als Tag der Zustellung der 
23» Dezember 1963 vermerkt» Der Prozeßbevollraächtigte 
hatte das Empfangsbekenntnis unterschrieben, jedoch den 
Vermerk und seine Unterschrift wieder durchstrichen«, Es 
kann dahingestellt bleiben, ob der Prozeßbevollmächtigte 
dos Beklagten die Urteilsausfertigung am 23» Dezember 1963 
als zugestellt in Empfang genommen hat» Denn in diesem 
Palle wäre die am 2„ Januar 1964 eingelegte Berufung gleich­
falls rechtzeitig« Vor dem 23. Dezember 1963 ist eine 
wirksame Zustellung keinesfalls erfolgt, da der Prozeßbe- 
vollmäehtigte nicht den Willen gehabt hat, das Schriftstück 
als zugestellt in Empfang zu nehmen,! und .(daher je.iin- Empfango­
bekenntnis auch nicht abgegeben hat.
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Da sonach das Berufungsgericht über den Antrag 
auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nicht zu 
entscheiden hatte, mußte der angefochtene Beschluß 
aufgehoben werden„

Ascher Johannsen


